Wien, Dounerstag den 22. Juni 1821. 


IV. Jahrgang. Nr. 25. 


Oeſterreichiſche 


Jeitſchrift a Verwaltung. 


Herausgeber und derantwortlicher Bedneteur: Dr. jur. & phil. Carl Jaeger. 
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Prünumeratiouspreib: Für irn m See 25 1555 Ich 5 2 
vierteljährig ur da 


Sujerate werden Eicligft berechnet. — Niecluwafienen, wenn unnerfiegelt 


öſterr, Krontänder fammt Poſtzuſendung Ahnlich 4 fl, Halbjährig 2 fl. 
Ausland jährlich 3 Thaler 


ind portofrei. 


Wir erſuchen die Herren Abonnenten, 
ihre Pränumerations: Erneuerung für das zweite 
Halbjahr rechtzeitig an die Adminiſtration, 


Grünangergaſſe Nr. 4, zu ſenden, und gleich- 
zeitig allfällige Präuumerationsrückſtande zu 
berichtigen. 


Juha bt. 


Fragen vom Amts toge Von Dr. Eruſt Baron Exterde, 

Mitteilungen aus der Preis 

Die zur Enkſchefdung über Ansprüche arıner Verwaudter eines kathollſchen Wellgeſſt 
ſichen anf das Urmendrittel competente Verwaltungsbehörde iſt nicht die Ger 

ndern dle pollliſche Staatoperwaltungebehö t ſich der 

interbfolge beruf menfond befindet, im ge 

ortbeſteheng 

bältaiſſe mit 
dem Iuslebentreten des Geſe 
pinatlondrechte in Mähren. 

Stoatswiffenfhafltihe Bibliographie. 

Verorbwungel, 

Derfonalien. 

Frlebigungen. 


m 


Fragen nom Amtstage. 


Bon Dr. Eruſt Baron Exterde. 


Mit dem Inslebentreten der Bezirkahauptmannſchaften wurden 


außerhalb des Amtsſitzes derſelben für jene Orte, wo bisher geimtſchte 
Bezirksämter waren und jetzt Bezirksvertretungen und Bezirkögerichte 
ſind, fo wie für ſolche Orte, die ihrer Bedeutung und Lage nach es 
erheiſchen, „Amtstage“ angeordnet. Der Bevölkerung ſollte durch 


dieſe Juſttfution die größere Eutfernnug von der politiſchen Behörde 
weuiger empfindlich gemacht, ihr der unmittelbare mündliche Verkehr 


uit den Staatsorganen erleichtert und ein raſcher und einfacherer Ge⸗ 
ſchäftögang vermittelt werden. Die Bezirkshanptmannſchaft ſollte für 
den Amtstag ihre volle Thätigleit förmlich in jene Gegend, in deren 
Ceulralpunkt geaurtstagt wird, verlegen, dort die Parteien berathen, 
ihnen gleichſam den officiellen Rechtsfreund und wohlmeinenden Rath⸗ 
geber machen, Geſetze und behördliche Anordnungen erläutern, Wünsche 
und Bedürfuſſe der Bevölkerung id Erfahrung bringen, und mit den 
Gemeindevörſtehern ſich beſprechen. 

Wo die Bezirkshauptmaunſchaften ihren Sitz haben, wurden 
keine beſonderen Amtstage eingerichtet, ſondern dort muß jeder Tag 
nuch Autstag fein. 

Die auswärktgen Aintstage haben ſich während des Beſtehens 
der neuen politiſchen Orgauiſation zu den dankbarſteu Tagen für die 
Beamten der Bezirkshauptmannſchaft geſtaltet. Gemeindevorſteher, 
Corporattonscepräſentanten und andere Bezirksinſaſſen erſcheinen mit 


aus ihrem Intereſſenkr. enoumenen, durchdachten und aufgeſpei⸗ 
cherten Fragen aus dent Gebiete des Prwat⸗ und öffentlichen Rechts, 
mit Fragen aus der Verwaltungslehre, der Finauzgeſetzlunde und der 
Volkswirthſchaft. Mancher Bezirksbeamte muß nicht felten ein examen 
rigorosum ablegen, und in dieſem examen iſt mit Allgemeinheiten 
und Metaphern nicht durchzukommen. Die 2 erung iſt ſtrenger 
in der Beurtheitung als der Staatsprüfungscommifſär und ſchwerer 
zu befriedigen, als der Amlövorgeſetzte, und das Vertrauen, welches 
von der Bevölkerung entgegengebracht wird, geht verloren durch Nicht⸗ 
beautwortung ober nicht Mare, deukliche und dem Faſſungsvermsgen 
der Vortragenden entfprechende Beantwortung und Erläuterung der 
im bunteſten Gemiſch geftellten Anfragen, ſowie nicht weniger durch 
Verwelſung der Parteien an andere Perſonen, 

Wir wollen jetzt den auswärtigen Amtstag durch Miltheilung 
von an demſelben vorgebrachten Fragen ſchildern. Es wird daraus 
auch erhellen, daß Diejenigen, welche geneigt find, die Anforderungen 
an Adminiſtrativbegmte zu minderu, das praktiſche Leben icht 
geuau kennen 

Die Fragen Lauten: 

Vor einigen Jahren brannte meine Vaterſtadt ab; ich habe fie 
verlaſſen und bin in eine andere Gemeinde gewandert, weil mir mein 
ganzes Hab und Gut durch Feuer zerſtörk war. Judeſſen giugen, wie 
bei ſolchen Gelegenheiten üblich, Brandſanumkungsgelder rin. Die Com⸗ 
miſſion, welche die Brandſammlungsgelder vertherlt, berlickſichtiget nur 
ſolche, welche iu der Vaterſtadt geblieben ſind, nicht mi J, der ich fte 
verlaſſen. Habe ich nicht auch einen Anſpruch auf Betheiligtwerden 2 — 
Die Grundlaſtenablöſungs- und Regultrungs⸗Landescommiffion hat 
über Annieldung von Holzhozugs⸗ und Moiderechten den abgeſchloſſenen 
Vergleich, ut welchem beſtimmt iſt, daß wir, die ehemaligen Berech⸗ 
ligten rückſichtlich der künftigen Verpachtung einer m Ablöſung ge- 
ſtandenen Alpe, gegenüber von fremden Pachtluſtigen, bei gleichen 
Itnsanbote die Vorderhand haben ſolleu, beſtätiget. Jetzt über: 
läßt der Eigenthümer die fragliche Alpe einem Dritteu gegen eiue 
Jagd zu de. Wir halten daß für eine Umgehung des Gefehed, 
denn es iſt uns unmöglich, eine Jagd anzubieten, und fo wird unſer 
Recht der Vorhand illuſoriſch. Können wir uns, und wie und wo 
ſchügen ? Dem Gutsbeſitzer k. wurde politiſch⸗behördlich bewilligt, 
Holz zu ſchwemmen, dabei aber beſtimnit, daß er für den durch das 
Schwemmen entſtehenden Schaden hafte. Ich Ihe Adjaceut au dem 
Bache, in welchem geſchwemmt wird, befige nämlich dort eine genen 
den Bach verzäunte Weide. Nun hat ſich in Folge des Holzſchwem⸗ 
mens das Waſſer geſtauet, iſt auf meine Weide getreten und hat die 
Verzäunung weggeriffeu, und es ſind zwei weidende Kälber durch die 
enfftandene Oeffnung ins Waffer geipült Wo habe ich meinen Schaden 
zu verfolgen? — Mein Nachbar hat mir angedrohet, daß, wem 
meine Hühner nuch einmal in ſeinen Garten kämen, er ihnen Gift 
legen würde. Das hat er wirklich gethan, uud mehrere meiner Hühner 
find an dem genoſſenen Gifte geſtorben. Was kann ich da thun, 
oder hat die Behörde etwas vorzukehren? — Das Pfarramt forderl 
unter den Sammknngsgaben auch eine „Schüttung Hafer für's Verſeh⸗ 
pferd.“ Grundbüchlich oder im Grunde eines prtwatrechtlichen Titeltz 


weiß ich nichts von einer folchen Gabe. Muß ich den Sammlungsbeitrag 
leiten? — Ich habe von einem Frauenzimmer eiuen Brief erhalten, 
in dem fteht: „On biſt unter die Räuber gegangen und Deine Arme 
und Hände mögen Dir am Leibe verdorren, weil Deine Tochter mit 
meinem Liebhaber geht.“ Iſt das eine Ehrenbeleidigung und im Bes 
jahungsfalle habe ich bei Gericht oder bei der politiſchen Behörde die 
Beſtraſung zu beantragen? — In einem von meiuem Beſißvorfahr 
(Verkäufer) überkommenen, vom Gollegintcapitel und Herrſchaft K. aus⸗ 
geſtellten Ehrungsbriefe wird bekundet, das eine Hube von ſeinem 
(des Verkäufers) Pater auf ihn als „Kaufrechtseigenthum“ überge⸗ 
gangen ſei. Jetzt wird mir eröffuet, daß dieſe Hube ein Lehen ſei, 
und daß ich muthen müſſe. Im Grundbuche kommt nichts davon 
vor, daß die Hube mit dem Lehenbande behaftet ſei, der inzwiſchen 
verarmte Verkäufer hat mir auch nichts davon gejagt. Der Lehensherr 
präſentirt aber einen alten Lehenserueuerungsbrief. Wie habe ich mich 
zu benehmen! — Bezüglich der Frage der Behandlung der Kriegs⸗ 
präſtalionsobligationen hätte ich zu wiſſen nöthig, was Untertanen 
der „Zechleute“ der Kirche St. Sigismund zu & ſind? — Ein 
Werksarbeiter verübte mehrfache Wilddiebereſen in den gewerkſchafl⸗ 
lichen Wälderu. Als man ihn entlaſſen wollte, ſtellte er, um bleiben 
zu können, der Bruderladevorſtehung einen Revers aus, daß bei aber: 
maliger Betretung auf der Wildbahn er auf jedes Beneſficium aus 
der Bruderlade verzichte. Er wurde abermals betreten und entlaffen. 
Sept: foll er uns (der Gemeinde) zur Laſt fallen. Das hält die Ge⸗ 
meinde nicht für begründet, weil die Werksarbeiter von jeher mit 
Hiublick darauf in die Gemeinden aufgenommen find, oder doch un 
behelligt gelaſſen wurden, daß man wußte, daß fie im Falle der Er⸗ 
tranfung oder der Arbeitsunfähigkeit die Bruderlade hinter ſich hatten. 
Was kaun die Gemeinde thun? — Die Mitglieder einer Realgemeinde 
ſchließen einen Vertrag und vereinbaren, daß die Hereinbringung der 
beſchloſſenen Leiſtungen eventuell durch politiſche Execution geſchehe. 
Kan das fein? — Der Gemeindegusſchuß hat beſchloſſen, daß die 
Hühner nicht frei umher laufen dürfen, ſondern, daß jeder fie gehörig 
eingeſchloſſen gegen die Gemarkung hüten foll; kann der Gemeinde- 
ausſchuß dat, und kann er die einzelnen Gemeindeinſaſſen diesfalls 
linden!“ — Der Gemeindegusſchuß hat beſchloſſen, daß die dem 
Lehrer gebührenden Sauumlungsgaben vou dieſem nicht brauchen ab⸗ 
geholt zu werden, ſondern daß jeder Pflichtige fie in das Haus des 
Gemeindevorſtehers trage, allwo fie dem Lehrer überge werden 
tollen? St ein folcher Beſchluß executlousfal Dürfen aus dem 
Pfarrarmeniuſtitute auswärtige (uicht zur Pfarre gehörige) Arme bes 
theilt werden, und wenn es geschieht, wer kaun ſich darüber beſchweren, 
und wo muß das geſchehen, und muß eventuell die Vorſtehung das 
diesbezüglich Berausgabte reſtituiren? — Bin ich verpflichtet, eine 
allerdings im Gaſthauſe abzuhaltende Verſammlung „anzumelden“, 
bet der ich jedoch nur Geſinſungsgenoſſen zulaſſen werde, und mit 
denen ich die Bildung eines katholiſch⸗conſervativen Vereines beſprechen 
will? — Unſer Pfarrer hält am Oſterſountage, Pfingſtſonntage und 
Neujahrstage einen „Opfergang“ in der Meſſe ab. Die Spenden 
fließen nicht den Armen zu, ſondern dem Pfarrer. Sbipulirt iſt der 
Opfergang nicht, insbeſondere iſt er nicht in partem salarsi beſtimmt. 
Braucht die Pfarrgemeinde den Opfergang zu dulden? — Darf der 
Bezirksobmann oder der Bezirksausſchuß periodtſche Amtstage, welche 
ſich auf die Belehrung der Parteien erſtrecken, abhalten? — In 
unferem Dorfe beſtand früher ein Werk. Selbiges wurde aufgelaſſen. 
Dadurch iſt eine große Zahl nicht beſchäftigter und nur für eine 
Hantirung geeigneter Arbeiter geworden. Es gibt nun feine Arbeit 
beſonderer Natur im Orte oder in der Nähe desſelben. Wie iſt 
für die Uebergangszeit, d. h. bis dahin, daß allmälig die Arbeiter 
wieder anderweltig ankommen, zu helfen und zu ſorgen? — Mir iſt 
ein Pferd erepirt, ich habe dem Waſeumeiſter davon Anzeige gemacht, 
berfelbe hat aber behufs Verſcharrung auf ſich warten laſſen, und da 
habe ich es nach anderthalb Tagen aus ſanitären Rückſichten ſelbſt 
gethan. Der Waſenmeiſter verlangt jegt die Haut des Thieres oder 
einen Gelderſag dafür. Muß ich Leiften? — Mir ift aus meinem 
Walde ein Ameisenhaufen genommen worden, nach welcher Richtung 
lann ich in Folge deſſen gegen den Thäter vorgehen? — Der Bes 
fiter eines Waldes, in welchem ich weideberechligt bin, hat im ver⸗ 
floſſeuen Winter erft den Wald gefällt und das Holz weggebracht 
aber Saamenubäume ſtehen laſſen. Er bezeichnet die abgetriebene Fläche 
jetzt, im Frühjahre, bereits als eine „Schonungsfläche“ erſcheint er 
ſchon dazu befugt? — Die hiefigen Gaftwirthe 2c. haben fi wegen 
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der Verzehrungsſtener „abgefunden“. Der Nepräfentant der abgefun⸗ 
deuen Steuerpflichtigen bittet bei der Bezirkshauptmannſchaft um poli⸗ 
tiſche Execution gegen einen der Abgefundenen, welcher mit der Rate 
im Rückſtande iſt. Wird die Bezirkshauptmaunſchaft die politiſche Exe⸗ 
cution verhängen oder an das Gericht verweiſen? — Im Grundbuche 
ſteht ein Gewerbe als radicirt eingetragen, allein die Landesſtelle hat 
bei den vor vielen Jahren über die Natur der Gewerbe gepflogenen 
Erhebungen das fragliche Gewerbe als rabicirt nicht anerkannl. Kann 
jest über bloße Anheimſagung das Gewerbe im Erwerbſteuerkataſter⸗ 
buche und im Gewerbsregiſter gelöjcht, und die Exwerbſteuer abge⸗ 
ſchrieben werden, oder muß ich vorher die grundbuchliche Löſchung des 
Gewerbes bewirken? — Ich habe vor längeren Jahren beim Sieuer⸗ 
amte eine Jagdpachteautton erlegt. Dieſe, in einer früheren Staats⸗ 
ſchuldverſchreizung beſtehend, iſt inzwifchen durch Vermittlung des 
Sieueramtes convertirt worden. Sept möchte ich, da die Sagbpacht- 
periode abgelaufen, die Gaution heranshaben, ich bin aber nicht im 
Stande, den Depoſitenſchein, welcher verloren gegangen, beizubringen. 


Wie kann ich mir helfen? — Hat ein Viehſchneider Erwerbſteuer zu 
zahlen? — Ein Realftätenbeſitzer und Landwirth in unſerem Maerkte 
flecken führt und fährt oft, manchmal jede Woche, Fremde und Ein⸗ 
heimiſche gegen Eutgelt, hat er dafür eine Erwerbſtener zu entrichten, 
oder ift dieſe Einnahme eine bloße Wirthſchaftsnebennüzung? — Der 
X hat ein Gebäude niedergeriſſen, auf welchem ein zabicirtee Gewerbe 
grundbuchlich eingetragen war. Ich war Tabulorgläubiger. Was ge⸗ 
ſchieht jezt? und habe ich wegen meines Pfandesvorfheilg ein beſon⸗ 
deres Klagerecht? — Ez iſt ein Rauchfangkehrergewerbe ausgeſchrieben, 
haben die Competenten ihr Geſuch mit 1 fl. 50 kr. zu bekleben und 
1 fl. Stempel für die allfällige Verleihungsurkunde auzubiegen, oder 
genügt der Competenzgeſuchſtempel von 50 kr. und wären die übrigen 
Stempel nur im Verleihungsfalle nachzubringen? — Eine Lawine hat 
mein mit Winterſaat beſtelltes Acketgrundſtück weggeriſſen, dag Erd⸗ 
reich ausgehöhlt, thetlweiſfe mit Steinen überſchottert. Kann ich eine 
„Abſchreibung“ der Grundſteuer erlangen ?“) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die zur Entfcheidung über Anſprüche armer Verwandter eines 
katholiſchen Weltgeiſtlichen auf das Armendrittel competente Vex⸗ 
waltungsbehörde iſt nicht die Gemeinde, ſondern die polltiſche 
Staatsverwaltungsbehörde, in deren Bezirk ſich der zur Inteſtaterb⸗ 
folge berufene Armenfond befindet, im geſetzlichen Inſtanzenzuge. 


Dem Dr. Joſeph P. iu Prag, welcher als Vertreter der armen 
Verwandten des ab intestato verſtorbenen Pfarrers S. auf daß 
Armendrittel Anſprüche erhoben hatte, wurde bezüglich der Competenz 
zur Entſcheidung ber Frage, ob, wenn ein Verwandter des Verſtorbenen 
im Grunde der eigenen Armuth auf das Armendrittel Anſpruch er⸗ 
bebt, dieſer Anſpruch in der Armuth des Prätendenten begründet fer, 
von der Statthalterei intimirt, daß hierüber un Verwaltungswege zu 
entſcheiden ſei “), jedoch bemerkt, daß in Rückſicht auf § 28 ad 8 
der Gemeindeordnung“) unter dem Ausdrucke „im Verwaltungswege! 
die autonomen Behörden, beziehungswelſe die Gemeinde, als erſte 
autonome Inſtanz, verſtanden werden müffe. 

Gegen dieſe Statthaltereientſcheidung, reſp. gegen die Auslegung 
des Mudbruded „im Verwaltungswege“, hat Dr. P. eine Vorſtellung 
an das Miniſterium des Innern eingebracht. Er berief ſich darin 
auf das Hofdecret vom 6. Februar 1792, daun das Hofdecret vom 
23. Auguft 1799, woruach in dieſen Angelegenheiten die politiſchen 
Behörden zu eutſcheiden haben. Aus dem § 28 des Gemeindegeſetzes 
könne unmöglich gefolgert werden, daß die Eutſcherdung über derlei 
Erbsanſprüche in den Wirkungskreis der Gemeinden falle. Wenn 


auch der Gemeinde das Armenweſen und die Armenverſorgung im All⸗ 


J Wie find geneigt, allfälligen Erörterungen über dieſe Fragen in unferem 
Blatte Raum zu geben. Ban. d. Red 

) Bezieht ſich auf die Miniftectal-Sutimation vom 20, Ockober 1970, 8. 
18475 über den in Nr. 24, S. 95 dieſeg Jahrgangs der Beilichrift milgelheilten 
Sompetsngfizeit, Bem d. Ned. 

5 9 29, P. 8 der böben. Gem.-Orbumig v. 16 April 1864 entſpricht der 


Bestimmung des Art, Y, P. 8 bed Ghem⸗Geunkgeſeßes v. ö. März 1862. 


gemeinen zuftehe, laſſe ſich doch nicht behaupten, daß die Gemeinden 
auch über das Armenrecht in Verlaſſenſchaften zu entſcheiden hätten. 
Es ſei aber auch nicht leicht möglich zu entſcheiden, welcher Gemeinde 
diesfalls das Erkenntnißrecht zugeſprochen werden ſolle, der Gemeinde, 
wo die betreffenden Verwandten domiceiliren oder der Gemeinde, wo 
der verſtorbene Geiſtliche lebte, refpective wo der auf das Armendrittel 
Anſpruch machende Armenfond ſich befiudet. Weder das Eine noch 
das Andere könne der Fall ſein. Naturgemäß iſt zur Beurtheilung 
der Armuth der Verwandten deren zuſtändige Gemeinde geeignet und 
berufen Allein im Falle des Vorhaudenſeins mehrerer, Erbsanſprüche 
erhebender, Verwandken könnten zur Entſcheidung mehrere Gemeinden 
gleichmäßig berufen erſcheinen, wie in dieſem Falle. Die Entſcheidungen 
könnten collidtren und jedenfalls würden die Intereſſen der Orts⸗ 
armen geſchädiget werden. Würde jeue Gemeinde als competent ex⸗ 
klärt werden, wo der berufene Armenfond ſich befindet, ſo würde ſie 
da Richter in der eigenen Sache ſein und würde auch gewiß nicht 
mit der erforderlichen Unbefangenheit die Anſprüche der armen Ver⸗ 
wandten würdigen. Soll daher die Intention des Geſetzes in Betreff 
der Anſprüche armer Verwandter auf das Armendrittel realifirt werden, 
ſo müſſe die politiſche Behörde, welche in dieſer Beziehung vollkommen 
Aunparleſiſch ift, als competent anerkanut werden, und zwar die höchſte 
Verwaltungsbehörde im Lande, nämlich die Statthalterei. 
Das Ministerium bei Innern hat unterm 14. März 1871, 
8. 2782 enſſchieden, „daß wenn die Entfcheidung über die Anſprüche 
armer Verwandter auf das Armendrittel der Verlaſſenſchaften der 
ohne Teſtament verſtorbenen Weltgeiſtlichen im Grunde des Hofdecretes 
vom 23, Auguſt 1799, J. G. S. Nr. 475 auf den Verwaltungsweg 


verwieſen werde, dieſe Competenz nicht den autonomen Organen, 


ſondern den politiſchen Behörden im gefehlichen Inſtanzenzuge zuer⸗ 
kannt werden müſſe; denn die Entfcheidung im Colliſionsfalle von 
Erbsauſprüchen eine Armenfondeß einerſeits und von Ansprüchen 
andererſeits, welche nicht auf die Leiſtung der Armenverſorgung ge⸗ 
richtet find, und zudem auch von auswärtigen Perſonen ausgehen 
können, gehört nicht zum ſelbſtſtändigen Wirkungskreſſe der Gemeinde; 
ferner kaun der Natur der Sache nach nur diejenige politiſche Be 
hörde erſter Inſtanz zur Entſcheidung in den frag Angelegenheiten 
als competent angeſehen werden, in deren Bezirke ſich der in dem 
ſpecielleu Falle zur Inteſtat⸗Erbfolge berufene Armenfond befindet“. 


Zur Frage des Fortbeſtehens jener Schaukbefugniſſe, welche aus 

einem perſönlichen Vertragsverhältniſſe mit dem früheren Propina⸗ 

1 ten herrühren, nach dem Inslebentreten des Geſetzes 

über die Aufhebung und aan der Propinationsrechte in 
ähren. 


Der Gemeinderath von B. hat im Auguſt 1869 an dieſenigen 
Parteien, welche das Brauntwein⸗Propinattongrecht in den Vorſtabt⸗ 
beztefen von B. ausgeübt und daſelbſt Prapinatiousſchänker beſtellt 
hatten, ſowie auch an biefe Schänker einen Erlaß gerichtet, mit welchem 
in Vollziehung des Geſetzes vom 29. April 1869 über die Aufhebung 
und Ablöſung der Propinationerechte in Mähren und unter Hin⸗ 

eiſung auf die Paragraphe 42 und 44) dieſes Geſetzes ausge⸗ 
Me wurde, daß das Propinatlonsſchaukrecht mit 6. September 
1869 als erloſchen angeſehen wird, daß ſonach die Branntweinpropi⸗ 
nationsſchänker mit dieſem Tage zu beſtehen aufzuhören haben, und 
nur den Inhabern ſolcher Brannkweinhäuſer, in welchen auf Grund 
des Propfnatlonsrechte die Branntweinerzeugung ausgeübt wurde, 
das Recht vorbehalten wurde, nur in der Erzeugungsſtätte oder in 
einer dazu gehörigen Räumlichkelt den Branntweinausſchank auszuüben. 


) Die beiden erſten Alineg g bed § 42, die hier in Frage kommen, lauten: 

„Mi den Befige der Bran, und Branntweithänfer, In welchen auf Grund des 
Propinationsrechtes die Bier. und Branntweiuerzengung ousgeübf wurde, bleibt doe 
Erzeugungsorecht forlan ale Realrecht nach ben für die Realgewerbe überhaupt jeweilig 
beſfehenden Gewerbevorſchriften verbunden. 

Die Inhaber ſolcher Brau und Branntweinfänfer können den Ausschank von 
Bier und Branntwein in der Grzeugungaftätle oder in einer anderen dazu gehörigen 
Rärmlichkeit ausiiben, die Ausübung dleſes Ausſchankes in mehr als einer Schauk⸗ 
ſtötte ift son ber Erlangung einer Conteſſton nach den Gewerbevorſchriften abhängig.“ 

$ 44 Alinea 1 lautet: 

„Berkräge, welche zwiſchen den Propinakionsberechtigten und Propinations 
ſchänkern über ben Ausſchank und die Abnahme von Gel 
ohne eine immerwährende Soft einer Realität zur Ghekränkabnahme zu begründen, 


aten yom Sage dar Nechtimmsfamkeit digte Gerte cinoerelfähzig gelinbiget 
werden.“ 


Eu} 


Gegen dieſe Verfügung hat Aſcher L. in C., Pächter des 
Propinationsbranntweinhauſes in K. den Recurs an die Statthalterei 
eingebracht, in welchem ausgeführt wurde, daß der Gemeinderath 
nicht berechtiget war, das Aufhören der Propinationsſchänken zu einem 
beftimmten Termine im Verordnungswege auszufprechen, weil zwiſchen 
dem Prapinationsberechtigten und dem Schänker ein perſönliches Ver⸗ 
kragsrerhältniß beſteht, welches nach § 44 des Propinationsgeſetzet 
alährig gekündigt werden kann, daß fomit jener Propinalionsſchank, 
weſcher bereitö vor der Wirkſamkeit des bezogenen Gefepes beſtand, 
auch weiter zu beſtehen berechtiget iſt, wenn die „jährige Kündigung 
des Vertrageb, oder eine andere, denſelben auflöfende Abmachung nicht 
erfolgt iſt. 

Die Statthalteret hat dem Recurſe ſtattgegeben, und die ange⸗ 
fochtene Verfügung des Gemeinderathes aufgehoben, „weil das Pro⸗ 
pinationsgeſetz für Mähren im § 45 die Beſtimmung enthält, daß 
vom Tage der Kundmachung desselben keine Prepinationgſchänker 
mehr beſtelft werden dürfen, keineswegs aber die Aufhebung bereits 
vorhandener Propinalſonsſchänken ausgeſprochen, vielmehr im 6 44 
des bezogenen Geſeßez beſtimmt wurde, daß beſtehende Verträge, 
welche zwiſchen den Propinationsberechkigten und den Propinations⸗ 
ſchänkern über den Ausſchank und die Abnahme von Getränken ge⸗ 
jchloffen wurden, ohne eine immerwährende Laſt einer Mealiſcl zu 
begründen, vom Tage der Rechtswirkſarnkeit biefes Geſetzes einviertel⸗ 
jährig gekündigt werden können“. 

Gegen dieſe Entscheidung hat der Gemelnderath von B. den 
Miniſterialrecurs ergriffen, worin er ausführt, daß etz ſich hier um 
die Beantwortung der Frage handelt, ob die Propinationsſchänker als 
ſolche auch nach der Wirkſamkejt des die Aufhebung der Propinakions⸗ 
rechte in Mähren betreffenden Landesgeſetzes zu beftehen haben, und 
ob der § 44 des Geſetzes dem Propinationsſchänker die Berechtigung 
einräumt, den mit dem Propfuationsberechtigten in Bezug auf die 
Getränkeabnahme geſchloſſenen Vertrag zu fündigen, oder nicht, und 
ob im letzteren Falle fein urſprüngliches Recht zur Schankausübung 
noch fortbeftehen könne. Der Gemeinderath meint, daß die Frage in 
verneinendem Sinne beantwortet werden müffe, weil Niemand einem 
Anderen vertragsmäßig mehr Rechte übertragen kann, als er felbſt 
bat, folglich mit dem Aufhören des Schenkrechtes des Propinations⸗ 
inhabers auch jenes des Propinationsſchäukers erliſcht, inoweit der 
$ 42 des Propinationsgeſetzes nicht eine Ausnahme anfſtellt. Im Falle 
man die vom der Skatkhalterei gusgeſprochene Anſicht als richtig er⸗ 
klären wollte, fo würde die Folge fein, daß die erwähnten Verträge, 
wenn dieſelben nicht gekündigt werden, in den meiſten Fällen erſt mit 
dem Tode des Berechtigten erlöſchen würden, welt ſowoßhl der Pro: 
pinatiousherechtigte, als auch der Schänker ein Intereſſe daran haben, 
dieſe Verträge nicht anfzulöſen. Unter dieſer Vorausſezung würde der 
Propinationsberechtigte nicht bloß die Rente für das aufgehobene 
Propinationsrecht, ſondern auch das Entgelt des Propimationsſchänkergz 
für die Geftattung der Schankausübung, ſonach eine doppelte Ent⸗ 
schädigung beziehen. Endlich ſei durch die erwähnte Statihaltereient⸗ 
ſcheidung die Stadtgemeinde auch inſoweit benachtheiligt, als die 
Localverhältniſfe eine Vermmderung der Branntweinſchänken erheiſchen, 
und dieſe Verminderung beim Beſtaude der Statthaltereientſcheidung 
nicht ausführbar ſei. Es wird ſonach das Begehren geſteflt, daß die 
Entſcheidung der Statthalteret aufgehoben und bie Verfügung des 
Gemeinderathes wieder in Wirkſamkeik geſetzt werde. 

Das Miniſterium des Innern hal mit Entſcheidung vom 
27. Februar 1870, 8. 1267 dem Miniſtertalrerurſe des Gemeinde⸗ 
ausſchuſſes von B. gegen die Statthalteteientſcheidung, mit welcher 
die Verfügung des Gemeinderathes, betreffend die Einſtellung der in 
B. vor dem Landesgeſeze vom 22. Mat 1869, & G. B. Nr. 23 
beſtandenen Brauntwein⸗Propinationsſchänken, außer Wirkſamkeit geſetzt 
wurde, aus den in der angefochtenen Entſcheidung entwickelten Gründen 
leine Folge gegeben. J. R- a. 
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Verordnungen. 


Erluß des f. k. Finanz⸗Miniſteriums vom 15. Mar 1871, Z. 12922 an bie 
Grundſteuer⸗Landestammiſſtonen wegen Entſchabigungsleiſtung der Geometer 


für abgenützte Meſemſtrumente. 


Aus Anlaß eines fpeciellen Falles witd eröffnet, daß die nach $ 77 des Ger 
bührentezulatives vom 6. Juni 1870 von den Geometern einzuzahlende Aöntipungd- 
entſchädigung für dargeljehene Meßinſtrumenle und Regulſiten nur für jene Zeit, be. 
ziehungsweife für jene Monate der Benühung zu entrichlen iſt, wo die dargeliehenen 
Gegenſtande von denselben factifch henütt werden können, daher für jene Juſtrumente 
ober Beſtandtheile, welche die Geometer nach ihrem Einrſcken aus den Feldaperationen 
den Bezirks -Schäpungeommiffionen zun Aufbewahrung übergeben, während ber 
Dauer dieſer Aufbewahrung und bis zu dem Zeitpunkte, wo biefelben beim Auärlicen 
zu ben Feldoperationen bes nächſten Jahrel wieber Übernommen werben, eine Ab- 
nützungsentſchädigung nicht zu leiſten, und infoferu eine ſolche etwa inzwiſchen geletftet 
worden wäre, zurückzuerſtatten if. 


Perſonalien. 


Seine Mojeftät haben den Poſtdfrector in Zara, Oberpoſtrath Adolf Riiler 
v. Lama zum Poſtdirector in Trieft mut dem mit dieſer Stelle verbundenen Titel 
und Gharafler eines Oberpoftrate? und den fpftemmälgen Bezügen ernannt. 

Seine Maſeftät haben bie Syſtemiſtrung eines effeetlsen Generolconfſulates 
1. Gloſſe in Shanghai genehmiget und den bfaher proyſſorſſch heflelllen Agenten und 
Gheneralconſul Heinzich Callce zum Generaleonful und den General Gonſulatskauzler 
Rudel Schlick zum Viceconſul ernannt 

Seme Dajeftät haben den Sſotlhaſterefräthen der oberöſt. Statthaltere 
Alex Ritter v. Mor zu Sunegg nad Morberg und Ignaz Stkbral den Orden der 
eiſernen Krone III. Cl. tarfeei verliehen. 

Seine Majeftät haben dem penf. Oberingenieur Adalbert Kalten moſer 
tarfrel den Titel und makter eines Baurathes verliehen. 

Seine Moſeſt ee bein Flnanzralhe und Porftaudaſtellvertreter helm Rech⸗ 
nungsbeparlement ber Böhm. Finanzlandesdirection Moriz Hilbert anläßlich deſſen 
Penſtonirung bie a, 5. Zufrledenheit ausgedriickt. 

Seine Majeftät haben dem Steuereinnehmer Adolf Böhm in Kremſſer bad 
goldene Verbienſtkreutz verliehen. 

Der Migiſler und Leier den Aderbaumhuiflertums hat den Forſtrath und 
Vorſtond bes Obecforſtamteg Gbenſee Emannel Zinner zum Borjtinfpector bei der 
nietechft. Statthattereß ernannt. 

Der l. 1, Sberſthofmarſcholl hal die im Oberſthofmorſchollamte erledigte Stelle 
eines Hofconeipiſten dem Musenltanien des Wiener Landesgerſchtes Dr, Rudolf Kur 
bafel verheben, 

Der Miniſter des Innern hat die Bauadluneten Joſef Schuerber und Jo 
baun Welware kn zu Ingenfeurs für den Slaatobaudlenſt in Böhmen ernannt 

Der Miniſter bes d hat die Poltzel, ohann Vogel 
Karl Schubert zu Dbexcommiffäven bei der Lemb Poligefivection ernannt, 

Der Minijter für Cultus und Unterricht hat den Rechnungerepidenten J. Cl. 
bei der Oirecklon für abminiſhrattve Stallſick Georg Gahn zum Rechnungerathe 
daſelbſt ernannt. 


und 


Erledigungen. 


Riechnungooffieialsftelle I. GL, beim Rechuungedepartement der k k Finanz 
fautecbitection in Wien mit 1000 fl. Gehalt jährlich eventuell 900 fl, und 250 fl. Ouar. 
tiergeld Im Falle der Verwendung in Wien, bezlehungeweiſe eine Kednungofficintsfteile 
II. und III. El mit 800 fl, 700 fl. 600 fl. und 500 fl, und im Falle der Vecwen⸗ 
dung in Wien mit 200 fl. und 150 fl. Quarklergeld jüßrlich, bis 15, Full (Amtabl. 
Nr 148). 

Amtsprakticauttenſtellen, uneukgeltliche, bel der E. k. Lottogefällsbirerlion in 
Wien, 5i9 30. Zum (Umtsbt Nu. 148). 

Controlorsſtelle Get den Berzehrungsfteuer-Einienämtern in Wien mit 945 fl. 
eventuell eine Einnehnters- oder Couireloräftelle mit 850 fl. Jahresgehalt, eine Ein 
nehnite s., Gontroloro- ober Offieialöjtelle mit 785 fl. eine Controlog, aber Offfciate- 
ſtelle mit 630 fl., eine Officialaftelle mit 525 fl. eventuell eine Ajliftentenjtelle mit 
420 fl. 367 fl. 50 kr und 315 fl. Jahresgehalt und Naturalwohnung oder Quarlier 
gelb, bis 12. Juli (Amtsbl. Nr. 146) 

Controloreſtelle bei bent k, k. Punzirungsamt in Graz mit 800 fl. Fahres⸗ 
gehalt gegen Contion, Bis 15. Inti (Untabl, Nr, 149). 

Rechuungsofficlaloſtelle bel der k. k. Finanzlandeabmwectlon in Wien mit 
600 fl. Gehall, eventuell 500 fl. und für den Fall der Verwendung in Wien mit 
150 fl. Duartiergeld, bis 7. Zulı (Amtsbl. Nr. 149). 

Zwei provif. Gonceptsabjunetenftellen in Oberösterreich mit 400 fl. Gehalt 
jährlich, Dis Eude uni (Awkabl. Nr. 151). 

Begirävommifjärsftelle beide Achter k. k Bepieköhauptmannfchuft nett 1200 fl. 
eventueſl 1000 fl. and 800 fl. Gehalt jährlich, bis Ende Jun! (Amtobl. Nr. 151) 

Praklicantenſteſle, unentgeltliche, bei tem Rechnungsdeparlemcat der Finanz 
laudesdirectſen in Graz, bis 12. Jul. (Amtsßl Rr. 151). 

Bezirkahauptmannſtelle L. Cl., eventuell II. Cl, für Mähren, bis 20. Juli 
(Amlebf. Sr 189) 4 Ä 

Sieben I. f. Bezirksarzteöſtellen für Oberöfterreich e mit dem Gehalte führe 
licher 800 fl. und Duinguennalzulagen, und zwar in Linz, Freiftabt, Rohrbach, Wels. 
Miet, Gmunden und Kirchdorf, bis 16. Jul (Amtsbl. Nr. 153): 


Für den Druck verantwortllch C. Piſtori. 


